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I Die Staatsschuldenkrise 

Konrad und Holger Zschäpitz Ursachen und Folgen der Staatschulden-­
krise in Deutschland und Europa sehr kompetent und eindringlich. Das 
gesamte finanzwissenschaftliche Wissen über die Staatsschuldentheorie 
wird ausgebreitet und aus aktueller Sicht bewertet und die amerikani-­
sche Theorie der ökonomischen Politik wird hinzugeschaltet. Einige 
Prognosen über den Zustand in Europa im Jahr 2013 sind schon in 2012 
unangenehmer Weise, aber richtig eingetroffen. Der Kampf um die Kon-­
solidierung der Staatsfinanzen ist noch nicht verloren, aber der Sieg ist 
keineswegs gewiss;; deshalb geben Konrad/Zschäpitz am Ende des Buches 
zwei Zukunftsvisionen -­ eine mit Konsolidierung und eine ohne. Der Le-­
ser weiß, dass die Autoren eine hohe Präferenz für die Lösung mit Konso-­
lidierung haben, aber ihre Zweifel, ob die Konsolidierung politikökono-­
misch gelingt, sind nicht zu übersehen. 

Wir stehen in der Mitte des Jahres 2012 und müssen aktuell erle-­
a-­

nach für Deutschland wohl kaum noch zu halten ist. Jedenfalls müssen 
wir heute (wie Konrad/Zschäpitz 2010 München) darüber nachdenken, 
was bis 2017 auf die Bürger in Deutschland zukommt. Wir brauchen also 
zur Information der Bürger ein Szenario für 2017. Konrad/Zschäpitz ha-­
ben das pessimistische Szenario für 2017 in geistreicher Weise und witzi-­
ger Sprache wie folgt abgefasst: 
 

Zukunft I 

September 2017. Bundeskanzlerin Sahra Wagenknecht ist auf dem Weg 

zum Herbsttreffen der Europäischen Wirtschaftsregierung. Mit dem Slo-­

-­ 

erdrutschartigen Sieg errungen und regiert seitdem mit einer komfortab-­

len Mehrheit zusammen mit der SPD. Das Spitzentreffen, das in dem von 
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2013 bis 2017 wiedererrichteten Berliner Stadtschloss stattfindet, dient 

der Abstimmung über die Haushalte der Mitgliedsländer der Europäi-­

schen Föderation. Die Bundeskanzlerin und ihre Vizekanzlerin und Fi-­

nanzministerin Andrea Nahles gehen zuversichtlich in das Treffen. Der 

deutsche Haushaltsentwurf sieht eine Neuverschuldung von sieben Pro-­

zent des Brutto-­inlandsprodukts vor. Im europäischen Vergleich ist das 

ein niedriger Wert. Nach den erfolglosen Konsolidierungsbemühungen 

2010 und 2011 waren die EU-­Defizitverfahren ohnehin bis auf weiteres 

ausgesetzt worden. Das 600 Millionen Euro teure Stadtschloss, das im 

Sparprogramm 2010 geopfert worden war, konnte dank einer Geldspritze 

der Europäischen Zentralbank doch noch finanziert werden. Mit einer 

Verfassungsreform im Jahr 2015 hatte Deutschland zudem die im Grund-­

Rahmenbedingungen in Europa ähneln in diesen Jahren denen von Grie-­

chenland und Italien vor dem Beitritt in die Eurozone. Die Inflation in der 

Föderation ist seit der Übertragung des Rechts zur Emission von europäi-­

schen Staatsanleihen an die Europäische Finanzagentur im Jahr 2013 

innerhalb weniger Jahre auf durchschnittlich über zehn Prozent gestiegen. 

Die Kaufkraft eines durchschnittlichen Arbeitseinkommens ist drastisch 

gesunken, viele Deutsche können sich Urlaubsreisen und die monatliche 

Tankfüllung nicht mehr leisten. Der Euro hat zum chinesischen Renminbi 

seit der Staatsschuldenkrise 2010 um 40 Prozent abgewertet. Auf der Ta-­

gesordnung steht neben der Abstimmung über die Mitgliederhaushalte ein 

von Griechenland, Italien und Portugal eingebrachter Reformvorschlag. 

Die Südstaaten der Föderation setzen sich für einen weitergehenden Euro-­

päischen Finanzausgleich ein. Mit automatischen Sonderzuweisungen sol-­

len Staaten mit besonders hoher Schulden-­ und Zinslastquote zusätzliche 

Mittel aus dem Solidaritätsfonds bekommen. Der Fonds speist sich aus 

europaweiten CO²-­Steuern, der Europäischen Bankenabgabe sowie der 

Europäischen Körperschaftssteuer. Dem Abbau der hohen Arbeitslosigkeit 
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sind diese neuen Steuern nicht gerade zuträglich. (Schulden ohne Sühne 
S. 212 f.) 

Wir folgen diesem Szenario nicht, weil wir zwar davon ausgehen, 
dass ein mitte-­links-­links Bündnis durchaus eine Chance hat, die Bun-­
desregierung von 2013-­2017 zu stellen, dass es jedoch diesem Bündnis 
nicht gelingen wird, die verfassungsmäßig vorgeschrieben Verschul-­
dungsgrenzen wieder rückgängig zu machen und damit den Weg für eine 
übermäßige öffentliche Verschuldung von etwa 7 Prozent Nettoneuver-­
schuldung des Bruttoinlandsproduktes frei zu machen. Das Bewusstsein, 
dass man die zukünftigen Generation nicht durch übermäßige Staatsver-­
schuldung belasten sollte, ist selbst bei den linksausgerichteten Wählern 
so tief verinnerlicht, dass man eine deutliche Mehrheit, wie sie für eine 
Verfassungsänderung notwendig ist, heute nicht mehr bekommen kann. 
Was von links demgegenüber gewünscht wird, ist die Wiedereinführung 
der Vermögenssteuer und eine Erhöhung der Einkommensteuer. Ande-­
rerseits sind die Umverteilungswünsche und andere Ansprüche an den 
zukünftigen Staatshaushalt so groß, dass auch die stärksten Steuererhö-­
hungen nicht ausreichen werden, um alle diese Wünsche erfüllen zu kön-­
nen. Gerade ein mitte-­links Bündnis steht also vor den schwierigsten 
Haushaltsproblemen -­ Probleme, wie sie eine Regierung nie zuvor gehabt 
hatte. 
 

II Die Rolle der parafiskalischen Haushalte 

Hinzu kommt, dass wir spätestens in 2017 massive Probleme bei der Fi-­
nanzierung der parafiskalischen Haushalte beobachten werden. Diese 
Probleme kündigen sich zwar schon  

2 -­ 3 Jahre vorher an, können aber noch durch Übergangsdefizit-­
Finanzierung verdeckt gehalten werden. Spätestens im Haushaltsjahr 
2017 treten sie jedoch offen hervor, weil sich herausstellt, dass die para-­
fiskalisch aufgehäuften Defizite nicht länger aus dem Bundeshaushalt 



Ein Szenario für 2017 
 

5 
 

durch Bundeszuschüsse gedeckt werden können (mit Ausnahme des tra-­
ditionellen Bundeszuschusses an die Rentenversicherung, der dort wegen 
der Übernahme sogenannter Versicherungsfremder Leistungen gerecht-­
fertigt ist -­ aber auch in Frage gestellt werden kann, wie wir gleich sehen 
werden). 

Wir stehen also im Haushaltsjahr 2017 vor dem bisher nicht be-­
kannten Erlebnis, dass gerade in den parafiskalischen Haushalten, die 
uns wegen der damit verbundenen sozialen Sicherung unantastbar heilig 
sind, so hohe Defizite anfallen, dass man über Beitragserhöhung oder 
Ausgabensenkungen nachdenken muss. Das ist eine zweite hohe Bewäh-­
rungsprobe, die gerade für ein mitte-­links Bündnis, für das der solide 
Ausbau eines umfangreichen Systems der sozialen Sicherung eine hohe 
Präferenz hat, eine nur schwer zu verarbeitende Herausforderung ist. Es 
ist wohlgemerkt kein Vergnügen als Wirtschaftswissenschaftler, auf die-­
se Doppeldramatik hinzuweisen, aber da sie droht, muss man rechtzeitig 
darauf aufmerksam machen! Hinzuweisen gilt es allein deshalb, weil ja 
in weiten Kreisen der Bevölkerung und der Politiker die Meinung 
herrscht, Deutschland sei aktuell reich genug an ökonomischen Ressour-­
cen und internen Wachstumskeimen um beides zu tun: 1.) Schwächeren 
europäischen Ländern im Rahmen einer Transfer-­gemeinschaft Finanz-­
hilfen zu geben und 2.) Staatsausgabenfinanzierte Wachstumsprogram-­
me für die Regierungszeit 2013-­2017 im Inland zu generieren. Wer hin-­

-­ Warum 

weiß, dass beides schon jetzt eine fatale Illusion ist. Die vorhandenen 
Schulden sichtbarer Art und die in dem Budget nicht sichtbaren Schul-­
den indirekter Art 1(-­also Zukunftsverpflichtungen), lassen es beinahe 

                                                
1  

Berlin 2012) beziffern Stefan Moog und Bernd Raffelhüschen die explizite Staatsschuld 
(Bund, Länder und Gemeinden) für das Basisjahr 2010 auf 83,2 % des Bruttoinlandspro-­
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aussichtslos erscheinen, jetzt noch gerade rechtzeitig eine inflationsver-­
hindernde Konsolidierungspolitik einzupassen. Das jedenfalls ist die 
Aussage der kundigen Ökonomen in ihrer Analyse aus dem Jahr 2000. 

Da wir nun wissen, dass schwächer werdende Parafisci nicht mehr 
mit überbrückenden oder sogar dauerhaften Finanzhilfen aus dem zu-­
künftigen Bundesetat rechnen können, brauchen wir auch Szenarios für 
die Entwicklung und Behandlung der Finanzprobleme in den Parafisci 
der sozialen Sicherung. Schließlich sind es wie die Haushalte der Ge-­
bietskörperschaften gewaltige und bedeutende Finanzmassen, deren Mit-­
tel fast jeden Bürger mit Plus-­ oder Minuseffekten treffen. Also gehören 
sie in die politische Beurteilung und Bewertung hinein. Leider müssen 
wir dabei den sicheren Boden des Zahlenwerks aus der Empirie, wie sie 
bei Konrad/Zschäpitz zugrunde gelegt werden konnten, verlassen, weil 
das Datenmaterial zu kompliziert zu evaluieren ist und aus zu vielen un-­
terschiedlichen Quellen stammen würde. Unsere Überlegungen sind des-­
halb weitgehend spekulativer Natur und können jederzeit angezweifelt 
werden. Wir betrachten sie somit mehr als Warnsignal, denn als echte 
Prognosen. Treffen diese Signale allerdings ein, dann weiß der Bürger, 
was auf ihn zukommen wird.  
 

III Die Entwicklung in den einzelnen Parafisci  

a) 

Wir beginnen unsere Analyse mit der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Deren Träger sind die gewerblichen Berufsgenossenschaften. Sie finan-­
zieren sich aus den Beiträgen der jeweils angeschlossenen gewerblichen 
Unternehmen. Die Berufsgenossenschaften sind zwar Träger der Sozial-­
versicherung und zählen somit im weiteren Sinn zum öffentlichen Sektor, 

                                                                                                                                     
dukts, die implizierten Schulden dagegen schon auf 147,0 % des BIP. Gerade bei den Paraf-­
isci sind also die noch größeren Zukunftsverpflichtungen zu verbuchen, obwohl sie natürlich 
in der amtlichen Verschuldungsstatistik nicht auftauchen. 
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aber sie sind durch Selbstverwaltung organisiert und insoweit von Bund-­ 
und Länderpolitik unabhängig. Eine Ausnahme gibt es jedoch: Die land-­
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften könnten ohne Bundeszuschüsse 
nicht hinreichend genug existieren und sind daher vom Wohlwollen des 
Bundeshaushaltsgesetzgebers abhängig.  
 
Arbeitnehmer, die an einer berufsbedingten Krankheit leiden, werden 
medizinisch versorgt und beruflich und sozial rehabilitiert. Die Beiträge, 
die der Unternehmer zur Sicherstellung der medizinischen Versorgung 
und er beruflichen und sozialen Rehabilitierung an ihre jeweilige Berufs-­
genossenschaft zahlen, sind keineswegs bundeseinheitlich, sondern nach 
Berufs-­zweigen und deren je unterschiedlichen Unfallrisiken höchst dif-­
ferenziert ausgestaltet. Es handelt sich also um ein gruppenspezifisches 
Äquivalenzprinzip der Finanzierung (Ausnahme Landwirtschaft). Inte-­
ressant ist nun, dass die gesetzliche Unfallversicherung hocheffizient ist 
und zugleich politisch vollkommen geräuschlos abläuft. Weil sie durch die 
Äquivalenzfinanzierung über die Unternehmensseite perfekt und ausge-­
wogen funktioniert, gibt es auch keinen Anlass, über sie politisch zu dis-­

erende Unter-­
nehmen in Deutschland gibt, solange funktioniert auch die gesetzliche 

o-­
henden Staatsschuldenkrise, auch in Zukunft auf die Zuverlässigkeit der 
gesetzlichen Unfallversicherung vertrauen dürfen. 
 

b) 

Ganz anders sieht es bei der Krankenversicherung aus2. Erstens ist dies 
ein Träger der Sozialversicherung mit einer riesigen Finanzmasse und 
zweitens sind hier von einem mitte-­links Bündnis wichtige Eingriffe ins 

                                                
2  Laut Moog/Raffelhüschen liegen die implizierten Schulden hier knapp über 80% des BIP 



Klaus Mackscheidt 

8 
 

bestehende System zu erwarten. Eine zentrale Idee des einflussreichen 
SPD-­Sozialpolitikers und Mediziners Karl Lauterbach ist es, das private 
Krankenkassensystem abzuschaffen. Die privaten Krankenkassen funk-­
tionieren aber nicht nach dem Umlageprinzip, sondern nach einem le-­
benszeitkalkulierten Fondprinzip für die einzelnen Mitglieder. Notwendi-­
gerweise halten somit die privaten Krankenkassen ein Vermögen, das 
umso höher ist, je jünger ihre Mitglieder sind. Dieses Vermögen könnte 
man gut nutzen, um den gesetzlichen Zweig der Krankenversicherung zu 
unterstützen. Eine einfache Enteignung wäre aber vermutlich kein gang-­
barer Weg. Angemessener wäre es schon eher, die angesparten Vermö-­
gensanteile im System der Krankenversicherung zu belassen, sie also von 
der privaten auf die gesetzliche Krankenkasse zu transformieren. Finan-­
zierungstechnisch gesehen wirkt das wie eine einmalige und vorüberge-­
hende Subvention der gesetzlichen Krankenversicherung. Freilich darf 
dabei nicht übersehen werden, dass dies aus finanzwissenschaftlicher 
Sicht wie eine Kombination von Einkommen-­ und Vermögensteuer bei 
den ehemals privat versicherten Personen wirkt. Auf die Dauer  darauf 
wird man sich einstellen müssen  wird man sodann an Beitragserhö-­
hungen in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht umhin können, 
obwohl auch über Rationierungen auf der Leistungsseite nachgedacht 
werden darf. Bevor man diesen Vereinheitlichungsplan umsetzen kann, 
muss man aber auch noch über einige Sekundärwirkungen nachdenken.  

Zum Beispiel, wie behandelt man diejenigen Ärzte, die ihr Ein-­
kommen vornehmlich über die höheren Abrechnungssätze der privaten 
Krankenversicherung erzielt haben, wenn es nun diese Versicherung und 
ihre Abrechnungsmodalitäten nicht mehr gibt? 
 

c) 

Die Arbeitslosenversicherung fängt die Dynamik ihres Ausgabenvolu-­
mens und der dafür erforderlichen Finanzierung durch flexibel gestaltba-­
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re Beitragssätze der pflichtversicherten, abhängig beschäftigten Arbeit-­
nehmer ab. Der Beitragssatz kann sinken, wenn die Zahl der Pflichtver-­
sicherten zunimmt und die Zahl der Arbeitslosen abnimmt. Im Jahr 2006 
betrug der Beitragssatz noch 6,5 Prozent des beitragspflichtigen Brutto-­
entgelts. Durch die verbesserte Beschäftigungslage konnte der Beitrags-­
satz bisher jedes Jahr etwas herabgesenkt werden und ist in 2009 und 
2010 auf 2,8 Prozent gesunken. Ab 1. Januar 2011 liegt er bei 3,0 Pro-­
zent. Man sieht, dass die Arbeitslosenversicherung sich finanziell selbst 
stabilisieren kann und daher nicht auf Hilfe des Bundesetats angewiesen 
ist. Freilich gab es schon immer sozialpolitische Tendenzen, einen Bun-­
deszuschuss in Anspruch zu nehmen. Wenn beispielsweise das Ziel des 
reinen Einkommensersatzes bei Arbeitslosigkeit im Zentrum stehen soll, 
dann ist die von der Bundesagentur übernommene Finanzierung von 
Maßnahmen der Umschulung oder Arbeitsförderung als eine versiche-­
rungsfremde Leistung einzustufen, für die der Bund Finanzierungser-­
satzleistungen aufzubringen habe (ähnlich wie der Bundeshaushalt vor 
der Hartz IV-­Regelung die Zahlung der Arbeitslosenhilfe erstattet hatte). 
Sollte der Beitragssatz in Zukunft stärker ansteigen müssen, dann kann 
auch leicht die Forderung drängender werden, den Steuerzahler an den 
Qualifizierungsmaßnahmen zu beteiligen. Da jedoch im Bundeshaushalt 
keine finanziellen Reserven vorhanden sein werden, kann der Konflikt 
nicht gelöst sondern nur genannt werden. Am besten ist es also, wenn ei-­
ne prosperierende Beschäftigungslage erhalten würde.  
 

d) 

Diese gute wirtschaftliche Lage ist auch für die Situation in der Pflege-­
versicherung sehr nützlich, weil dadurch die Bemessungsgrundlage für 
das Beitragsaufkommen ebenfalls gut ist. Trotzdem werden die Ausgaben 
wegen der Altersdynamik überproportional steigen und eine Anpassung 
der Beitragssätze nach oben erforderlich machen. Weil die Beitragssätze 
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aber noch relativ gering sind, werden die Erhöhungen noch eine Zeitlang 
im unmerklichen Bereich bleiben.  
 

e) 

Bei der Rentenversicherung ist hingegen der Bundeshaushalt durch den 
Bundeszuschuss in höchstem Maße beteiligt. Dieser Zuschuss überschrei-­
tet zurzeit die 80 Milliardenzahl, aber er kann wegen der Haushaltsnot 
im Bund nicht wesentlich erhöht werden. Den Plan der Linken, die be-­
hutsame und allmähliche Einführung der Rente mit 67 wieder rückgän-­
gig zu machen, wird die SPD zwar verhindern, aber es kommt eine ande-­
re neue Last auf die Rentenversicherung als Kompromiss, den die SPD 
gerne mittragen wird, hinzu: Die Aufstockung der kleinen Renten deut-­
lich über das Niveau der ehemaligen Sozialhilfe  eine alte Forderung des 
linken Flügels in der SPD. Da diese zusätzliche Leistung nicht über er-­
höhte Bundeszuschüsse finanziert werden kann, die Geduld der Beitrags-­
zahler aber auch nicht überstrapaziert werden kann, muss dies durch 
Umverteilung in der Rentenversicherung selbst geschehen. Da man als 
Bürger das jetzt schon ahnen kann, sollte man zwei Dinge in der aktiven 
Berufszeit tun: 1.) Dafür sorgen, dass man seine Erwerbsarbeitsmöglich-­
keiten möglichst lange bis ins hohe Alter erhält und 2.) rechtzeitig genug 
eine zusätzliche private Altersversorgung aufbauen, damit wir alle trotz 
der zukünftigen Lasten, die im öffentlichen Sektor auf uns zukommen 
werden, in einem angemessenen individuellen Lebensentwurf zufrieden 
sein können.  
 

IV Zu pessimistisch? 

Lassen sie mich zum Abschluss sagen, dass ich mir die Abfassung dieses 
Textes nicht leicht gemacht habe, weil mir bei jeder Zeile wohl bewusst 
war, dass ich zu pessimistisch in die Zukunft schauen könnte, aber alle 
Reformideen stehen in den Parteiprogrammen und selbst die erfrischend 
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anmutende Kühnheit der Piratenpartei verschont uns nicht vor zukünfti-­
gen Lasten -­ wollen sie doch die Benutzung der städtischen Verkehrsinf-­

machen. 
 

V Exkurs: Nochmals die Rentenversicherung 

Obwohl unsere Mutmaßungen nicht mit Zahlen und Datenmaterial be-­
legt werden können und somit spekulativen Charakter besitzen, scheint 
eines doch ziemlich sicher zu sein: 

In dem Maße, in dem Deutschland zum Teilhaber einer europäi-­
schen Transfergemeinschaft wird, muss der Bundeshaushalt sich auf fi-­
nanziell hohe Zusatzlasten einstellen. Das wird wegen der verfassungs-­
mäßigen Verschuldungsgrenze Konsequenzen für die Parafisci der sozia-­
len Sicherung haben. Sie werden nicht mehr mit finanziellen Hilfen aus 
dem Bundesetat rechnen können, wenn sie selbst in finanzielle Notlagen 
kommen sollten -­ weder kurzfristig, noch auf die Dauer. Mit dem letzten 
Punkt sprechen wir aber etwas Gewichtiges an;; denn es geht um den tra-­
ditionellen Bundeszuschuss zur Rentenversicherung (also jene etwa 80 
Milliarden Euro, die derzeit transferiert werden). Wir haben ja schon be-­
schrieben, dass in einem links-­mitte-­links Bündnis in der Bundesregie-­
rung die Umverteilungsaktivität in der Rentenversicherung zunehmen 
wird, da man die unteren Renten anheben muss. Das geht nur über Bei-­
tragserhöhungen oder Kürzungen im höheren Rentenbereich. Der ur-­
sprüngliche Gedanke der zu erhaltenen Beitrags-­Renten-­Äquivalenz geht 
dabei allerdings mehr und mehr verloren;; denn das neue Ziel ist die grö-­
ßere Umverteilungsgerechtigkeit innerhalb des Systems der Alterssiche-­
rung. Der Gedanke, dass versicherungsfremde Leistungen in der Renten-­
versicherung durch Bundeszuschüsse zu entgelten seien, ergibt eigentlich 
in einer Umverteilungsalterssicherung keinen Sinn mehr. Folglich kann 
man den Bundeszuschuss zur Rentenversicherung eigentlich gänzlich 
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streichen. Diese Versicherung soll also, wie alle anderen Zweige der sozi-­
alen Sicherung (die Bundesknappschaft wegen ihrer besonderen Situati-­
on ausgeschlossen), aus sich selbst bestehen. Wenn der Bundeshaushalt 
das durchsetzen kann, gewinnt er die notwendige Freiheit, sich auch 
dauerhaft und nicht nur vorübergehend an der europäischen Transfer-­
gemeinschaft zu beteiligen. 

Je mehr dieses Ereignis wahrscheinlich wird, desto mehr gilt unse-­
re Empfehlung, dass jedermann in seiner aktiven Berufsphase für eine 
persönliche und individuelle Alterssicherung Sorge tragen muss und sei-­
ne Berufszeit möglichst lange ausdehnen sollte. Vor allem sollte er sich 
bloß nicht auf ein, für ihn völlig willkürlich gesetztes, Berufsende zwi-­
schen 65 und 67 Jahren nach staatlicher Verordnung einlassen. 
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